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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Ein im Nationalrat angenommenes Postulat fordert von der Regierung einen Bericht
über die Umsetzung der Massnahmen für die 2005 veröffentlichte Open-Source-
Strategie der Bundesverwaltung. Rund 90% der Software in der Bundesverwaltung
seien proprietär, obwohl es ebenbürtige Open-Source-Alternativen gäbe, begründete
Edith Graf-Litscher (sp, TG) ihren Vorstoss. Auch werde noch zu wenig häufig mit Open
Document gearbeitet, was die Bevölkerung zwinge, Microsoft-Programme zu
beschaffen, um Behördenformulare bearbeiten zu können. Die in der Strategie geplante
Evaluation solle jetzt durchgeführt werden. Der Bundesrat beantragte die Annahme des
Postulates und entsprechend wurde es stillschweigend überwiesen. 1

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
MARC BÜHLMANN

Mit ihrem Postulat hatte Edith Graf-Litscher (sp, TG) den Bundesrat aufgefordert
aufzuzeigen, wo in dessen Open Source Strategie noch Handlungsbedarf bestehe. Der
Bundesrat erörterte in seinem entsprechenden Bericht, dass die Gleichbehandlung von
Open Source Software (OSS) mit Closed Source Software (CSS) – also lizenzierter
Softwareprodukte – in der Bundesverwaltung mittlerweile selbstverständlich sei.
Grundsätzlich würden bei Neubeschaffungen beide Arten von Produkten evaluiert.
Beachtet werden müssten aber bei neuer Software nicht nur deren Anschaffungspreis,
der in der Regel für OSS spreche, sondern auch die Kosten für Wartung und
Erneuerung. 
Eine Liste von OSS-Anwendungen werde nicht geführt, OSS werde aber vor allem im
Serverumfeld und als Ergänzung zu Standardsoftware auf den Arbeitsplatzsystemen
eingesetzt. Diverse Anwendungen würden auf der Plattform „Open eGov“ aufgeführt. 
Der Bundesrat sehe momentan keinen Bedarf an einer separaten Open Source
Strategie, weil auch die Bedürfnisse der einzelnen Verwaltungsbereiche sehr
unterschiedlich seien. Eine Strategie könnte hier nur sehr oberflächlich sein. Es
bestehe auch keine Notwendigkeit, OSS speziell zu fördern. Die bestehende,
mittlerweile aber nicht mehr zeitgemässe Teilstrategie OSS könne vom
Informatiksteuerungsorgan des Bundes (ISB) ausser Kraft gesetzt werden. Zudem – so
der Bericht mit Verweis auf den Bericht zur Erfüllung des Postulats Glättli (gp, ZH) –
werde abgeklärt, welche gesetzlichen Grundlagen erstellt werden müssen, damit OSS
durch die Bundesverwaltung unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden könne. 2

BERICHT
DATUM: 22.03.2017
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2014, S. 1831; Po. 14.3532 
2) Bericht BR vom 22.3.2017(2)
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